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A) RECHTSGRUNDLAGEN

1. das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom  29.05.2017 (BGBl. I S.
1298),

2. die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
04.05.2017 (BGBL. I S. 1057),

3. die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) v. 18.12.1990 (BGBl. 1991 I. S.58), zuletzt
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 12.05.2017 (BGBl. I S. 1057),

4. die Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung der
Neubekanntmachung vom 05.03.2010 (GBl. 2010 Nr. 7 S. 358), berichtigt am
25.05.2010 (GBl. 2010 S.416), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
11.11.2014 (GBl.  S. 501).

B) RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH
Der Bebauungsplan setzt die Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches fest (§ 9 Abs. 7
BauGB). Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs gelten die örtlichen Bauvorschriften
(§ 74 Abs. 6 LBO). Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehen-
den planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen oder örtliche Bauvorschriften,
sowie frühere baupolizeiliche Vorschriften der Gemeinde werden aufgehoben.
Das gilt insbesondere für die geringen einbezogenen Bereiche (landwirtschaftliche
Fläche) des seit dem 09.01.1981 rechtsverbindlichen Bebauungsplanes „Tannenäcker II“
(2. Änderung).

C) TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN § 9 Abs.1 BauGB

1.1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB
- nach Eintrag im Lageplan -

Allgemeines Wohngebiet (WA) § 4 BauNVO
Zulässig sind die in § 4 Abs.2 Nr.1-3 BauNVO genannten Nutzungen:
Nr.1 Wohngebäude,
Nr.2 die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speise-

wirtschaften, sowie nicht störende Handwerksbetriebe,
Nr.3 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche

Zwecke.

Ausnahmsweise zulässig sind Nutzungen nach § 4 Abs.3 Nr. 1-3 BauNVO:
Nr.1 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
Nr.2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
Nr.3 Anlagen für Verwaltungen.

Gemäß § 1 Abs.6 BauNVO sind die Ausnahmen nach § 4 Abs.3 Nr.4 und 5
BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes:
Nr.4 Gartenbaubetriebe 
Nr.5 Tankstellen (Elektrotankstellen sind gemäß § 1 Abs.9 BauNVO zulässig).

Die der Versorgung der Baugebiete dienenden Nebenanlagen im Sinne des
§ 14 Abs.2 BauNVO sind ausnahmsweise zulässig.
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1.2 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG §9 Abs.1 Nr.1 in Verb. mit Abs.3 BauGB
- nach Eintrag im Lageplan -

1.2.1 Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH) nach § 18 BauNVO nach Eintrag im Lage-
plan. Von der festgesetzten EFH in m über NN darf mit der tatsächlichen EFH
nach unten abgewichen werden.

1.2.2 Gebäudehöhen nach § 18 BauNVO
Die Traufhöhen (TH) und die Gebäudehöhen (GBH) gelten von der im Bebau-
ungsplan festgesetzten Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH) bis Oberkante
Dachhaut. Die Traufhöhe wird jeweils am Schnittpunkt der Außenwand mit der
Dachhaut gemessen, bei Flachdächern bis Oberkante Attika bzw. Oberkante
Balkon- oder Dachterrassenbrüstung. Die Traufhöhe muss auf mindestens 2/3 der
jeweiligen Gebäudelänge eingehalten werden und darf nur bei Platz 38 bis zur
Gebäudehöhe überschritten werden, wenn das oberste Geschoss allseits, mit
Ausnahme des Treppenhauses, um 2,0 m von der Gebäudefront abgerückt ist.

1.2.3 Grundflächenzahl (GRZ) nach § 19 BauNVO als Höchstgrenze.

1.2.4 Zahl der Vollgeschosse (Z) als Höchstgrenze gemäß § 20 Abs.1 BauNVO

1.3 BAUWEISE § 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO
- nach Eintrag im Lageplan -

offene Bauweise nach § 22 Abs. 2 BauNVO, jedoch teilweise nach Eintrag im
Lageplan nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

1.4 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN § 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB
Die überbaubaren und die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind durch
Baugrenzen gemäß § 23 BauNVO im Lageplan gekennzeichnet.

1.5 HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN WOHNGEBÄUDEN
§ 9 Abs.1 Nr. 6 BauGB

- nach Eintrag im Lageplan -
Im gekennzeichneten Bereich sind maximal zwei Wohnungen je Wohngebäude
zulässig.

1.6 VERKEHRSFLÄCHEN § 9 Abs.1 Nr. 11 in Verbindung mit Abs.3 BauGB
- nach Eintrag im Lageplan -

1.6.1 Fahrbahn,
1.6.2 Gehweg, Fußweg, (Radfahren frei)
1.6.3 Mischverkehrsfläche
1.6.4 Öffentliche Parkplätze 
1.6.5 Zufahrtsverbot für die angrenzenden Flurstücke
1.6.6 Verkehrsgrünflächen
1.6.7 Höhenlage der Verkehrsflächen

Seite 3



1.7 VERSORGUNGFLÄCHE § 9 Abs.1 Nr. 12 BauGB

Umspannstation nach Eintrag im Lageplan

Flächen für Wertstoffcontainer

1.8 FÜHRUNG VON VERSORGUNGSLEITUNGEN § 9 Abs.1 Nr. 13 BauGB

Die der Versorgung des Gebietes dienenden Leitungen sind unterirdisch zu
verlegen, im Elektrizitätsbereich jedoch nur die Niederspannungsleitungen.

1.9 ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHEN § 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB
- nach Eintrag im Lageplan -

öffentliche Grünfläche z.B. Spielplatz, Eingrünung, einzelne Spielpunkte.

1.10 PFLANZGEBOTE
§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Die Erfüllung der Pflanzgebote ist bei der Schlussabnahme des Bauvorhabens
oder einem anderen von der Gemeinde nach § 178 BauGB festzusetzenden
Termin nachzuweisen.

Hochstämmige großkronige Laubbäume 
Im Bereich der im Lageplan angegebenen Standorte sind großkronige, standort-
gerechte, heimische Laubbäume zu pflanzen und zu unterhalten. Pro Baum sind
5 m² unbefestigte Fläche vorzusehen. Die Standorte können aus funktionalen
Gründen um bis zu 5 m verschoben werden, die Anzahl ist jedoch bindend. 

1.11 FLÄCHEN FÜR AUFSCHÜTTUNGEN UND STÜTZMAUERN, SOWEIT SIE ZUR
HERSTELLUNG DES STRASSENKÖRPERS ERFORDERLICH SIND

§ 9 Abs.1 Nr. 26 BauGB

1.10.1 Betonfuß: Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in allen an öffentlichen
Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken unterirdische Stützbauwerke
entlang der Grundstücksgrenze, in einer Breite von etwa 0,2 m und einer Tiefe
von etwa 0,3 m zulässig (Hinterbeton von Randsteinen und Rabattenplatten).

1.11.2 Straßenböschungen: Höhenunterschiede, die sich durch den Ausbau der
Erschließungsanlagen ergeben, werden durch Böschungen im Verhältnis Höhe
zu Länge wie 1 : 1,5 ausgeglichen. Das Hineinragen der Böschungen auf das
Grundstück ist zu dulden.
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2. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN § 74 Abs. 7 LBO

2.1 ANFORDERUNGEN AN DIE ÄUSSERE GESTALTUNG BAUL. ANLAGEN
§ 74 Abs.1 Nr. 1 LBO

2.1.1 Dachform und -neigung in Altgrad: nach Eintrag im Lageplan. Bei Doppelhaus-
hälften und Hausgruppen ist nur eine Dachneigung von 30° bei Satteldächern
und 5° bei Flachdächern zulässig. Sind sich alle Eigentümer einig, kann für beide
Doppelhaushälften oder alle Gebäude der Hausgruppe einheitlich eine andere
Dachneigung (SD) bzw. Dachform (FD/PD) im gekennzeichneten Bereich
zugelassen werden.

2.1.2 Dachdeckung: Zur Dachdeckung sind nur Materialien in roten oder rotbraunen
sowie dunkelgrauen Farbtönen oder Dachbegrünungen zulässig. Dachflächen-
fenster und Solarenergieanlagen sind zulässig, Schlepp- und Segment-
bogengauben können auch mit Dachdeckungen in nicht reflektierenden
Metallfarben zugelassen werden.

2.1.3 Dachaufbauten: Dachaufbauten, -einschnitte und Zwerchgiebel sind so zu
wählen und zu gestalten, dass sie mit der Art des Gebäudes nach Form,
Maßstab, Werkstoff, Farbe und Verhältnis der Bauweise und der Bauteile
miteinander übereinstimmen. Sie sind zulässig, soweit die geschlossene Wirkung
des Hauptdaches nicht beeinträchtigt wird.

2.1.4 Fassadengestaltung: Stark glänzende, grellfarbige und reflektierende Materia-
lien sind unzulässig. Wandbegrünungen mit Kletterpflanzen oder bewachsenen
Spalieren sind zulässig.

2.2 ANFORDERUNGEN AN WERBEANLAGEN
§ 74 Abs.1 Nr. 2 und § 11 Abs. 4 LBO

Werbeanlagen dürfen nur errichtet werden für die Nutzung und an der Stelle
der Nutzung, für die sie werben. Werbeanlagen, die von der freien Landschaft
aus einsehbar sind, sind unzulässig.

2.3 ANFORDERUNGEN AN DIE GESTALTUNG UND NUTZUNG DER
UNBEBAUTEN FLÄCHEN DER BEBAUTEN GRUNDSTÜCKE

§ 74 Abs.1 Nr. 3 LBO
2.3.1 Anlagen wie tote Einfriedungen, Stützmauern, Böschungen sowie Sichtschutzein-

richtungen sind entlang der öffentlichen Flächen bis zu einer Höhe von 1,00 m
ab der öffentlichen Verkehrsfläche zulässig, wenn sie um einen Abstand von
0,30 m abgerückt sind. Höhere Anlagen sind zulässig, wenn sie entsprechend
der Mehrhöhe (Verhältnis 1:1) abgerückt sind.

2.3.2 Anlagen wie tote Einfriedungen, Stützmauern, Böschungen sowie Sichtschutz-
einrichtungen sind entlang der privaten Fläche bis zu einer Höhe von 1,00 m ab
dem natürlichen Gelände zulässig. Höhere Anlagen sind zulässig, wenn sie
entsprechend der Mehrhöhe (Verhältnis 1:1) abgerückt sind.

2.3.3 Müllbehälterstandplätze: Die Müllbehälterstandplätze sind durch Einfassung,
Sichtblenden oder Bepflanzungen allseitig abzuschirmen; diese Abschirmung
muss auch geeignet sein, die Müllbehälter gegen direkte Sonneneinstrahlung zu
schützen.

2.3.4 Flächen für Stellplätze, Hofflächen, Zufahrten: Ortbeton und Asphalt sind als
Oberflächenabschluss nicht zulässig. Die Befestigung muss wasserdurchlässig
sein, z.B. Rasenpflaster, Schotterrasen, Pflaster in Splitt oder Sand mit Fugen
verlegt sowie wassergebundene Decken.

2.4 NIEDERSPANNUNGSFREILEITUNGEN § 74 Abs.1 Nr. 5 LBO
Die der Versorgung des Gebietes dienenden Leitungen sind unterirdisch zu
verlegen, im Elektrizitätsbereich jedoch nur die Niederspannungsleitungen.

2.5 STELLPLATZVERPFLICHTUNG § 74 Abs.2 Nr. 2 LBO
Pro Wohneinheit sind 2 Stellplätze herzustellen.
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3. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME VON FESTSETZUNGEN UND HINWEISE
§ 9 Abs. 6 BauGB

3.1 ERSCHLIESSEN VON GRUNDWASSER UND -ABSENKUNG
Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit
Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind der unteren Wasserbe-
hörde beim Landratsamt rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen. Wird bei
Bauarbeiten unvorhersehbar Grundwasser erschlossen, ist dies gemäß § 43 Abs.
6 WG der Unteren Wasserbehörde anzuzeigen und die Arbeiten einstweilen
einzustellen. Eine dauernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig. Drän- und
Grundwasser darf nicht in die Ortskanalisation oder ein Oberflächengewässer
eingeleitet werden. Chemisch wirksame Auftaumittel, wie Salz, dürfen nicht ins
Grundwasser gelangen. Abwasser ist in dichten Rohrleitungen der Kläranlage
zuzuleiten.

3.2 BODENDENKMALE
Werden beim Vollzug der Planung unbekannte Funde entdeckt, sind diese
unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeindeverwaltung
anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern
nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Landesdenkmalamt mit einer
Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DSchG.). Auf die Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten nach § 27 DSchG wird verwiesen.

3.3 BODENSCHUTZ
Nach den Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) hat
jeder, der auf den Boden einwirkt, sich so zu verhalten, dass schädliche Boden-
veränderungen nicht hervorgerufen werden. Der Grundstückseigentümer und
jeder der Verrichtungen auf einem Grundstück durchführen lässt, die zu Ver-
änderungen der Bodenbeschaffenheit führen können, ist verpflichtet Vorsorge
gegen  schädliche Bodenveränderungen zu treffen. Die Inhalte des Merkblattes
„Bodenschutz bei Baumaßnahmen" des Landratsamtes sind zu beachten.

3.4 ABFALLBESEITIGUNG - ALTLASTEN -
Altlasten sind keine bekannt. Sollten bei der Erschließung des Baugebietes
Altablagerungen angetroffen werden, so ist das Umweltschutzamt beim
Landratsamt Heilbronn sofort zu verständigen.

3.5 NACHBARRECHT
Auf die Abstandsbestimmungen gegenüber landwirtschaftlichen Grundstücken
in den §§ 11 und 16 des Nachbarrechtsgesetz BW wird hingewiesen.
Durch die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen
können unvermeidbare Immissionen, wie Gerüche durch Düngung und
Pflanzenschutzmittel oder Geräusche, entstehen, die zu dulden sind.

3.6 HÖCHSTGRENZEN DER GFZ
Auf die höchstzulässige Geschossflächenzahl und Baumassenzahl nach § 17
Abs. 1 BauNVO wird hingewiesen.
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3.7 ARTENSCHUTZRECHTLICHE VORSCHRIFTEN
Auf die Vorschriften des Artenschutzes (§§ 39 ff BNatSchG, geschützte Arten
nach Anhang IV der FFH-Richtlinie) wird hingewiesen. Soweit Gehölze gerodet
oder Bausubstanz abgebrochen werden soll, ist rechtzeitig vorher zu prüfen, ob
gebäude- oder höhlenbewohnende Arten betroffen sind.

Zum besonderen Schutz von Kleintieren sind Keller-, Licht- und andere Schächte
mit feinmaschigem, rostfreien Drahtgeflecht gegen Hineinfallen abzusichern
(Maschenweite unter 0,5 cm).

Für die gesamte Beleuchtung des Gebietes, also alle Straßen-, Grundstücks- und
Außenbeleuchtungen, einschließlich Werbeanlagen, sind zur Schonung nacht-
aktiver Insekten Natriumdampflampen oder vergleichbare LED-Lampen zu
verwenden. Es sollten Lampenschirme verwendet werden, die kein Streulicht
erzeugen.

3.8 STELLPLÄTZE
Nach § 4 der Garagenverordnung (Gbl. 1997 S.332, geändert 2011 S. 25) sind
Stellplätze mindestens 5,0 m lang und mindestens 2,3 m breit auszubilden und
bei senkrechter Zufahrt mit einer mindestens 6,5 m breiten Fahrgasse zu
versehen. Die öffentlichen Verkehrsflächen können schmaler sein, die
erforderlichen Mehrlängen sind deshalb auf der privaten Grundstücksfläche
auszubilden. Dies ist auch bei der Einfriedung zu beachten.

Nach den Regelungen der Straßenverkehrsordnung besteht ein gesetzliches
Halteverbot, wenn eine Restfahrbahnbreite von wenigstens 3,0 m nicht
eingehalten werden kann. Dies ist bei den schmalen Verkehrsflächen bereits
dann der Fall, wenn ein PKW hält. Es ist deshalb auf ausreichende Stellflächen
auf den privaten Grundstücksflächen zu achten.

3.9 STRAßENBELEUCHTUNG
Haltevorrichtungen, Masten und Leitungen der Straßenbeleuchtung sind gemäß
§ 126 BauGB auf der privaten Grundstücksfläche zu dulden.
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3.10 Liste heimischer Gehölze im Landkreis Heilbronn  
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Empfehlenswerte Obstsorten im Landkreis Heilbronn
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